Deutscher Bundestag 
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1949 


Drucksache Nr. 765 


Änderungsantrag 

der Fraktion der Deutschen Partei 

zur zweiten Beratung des Entwurfs eines Gesetzes über die 
vorläufige Aufstellung und Ausführung des Bundeshaushalts- 
plans und über die vorläufige Rechnungsprüfung sowie über 
die vorläufige Haushaltsführung im Rechnungsjahr 1949 
(Vorläufige Haushaltsordnung und vorläufiges 
Haushaltsgesetz 1949); hier: Einzelplan XV 

- Nr. 679 der Drucksachen - 

Haushalt des Bundesministeriums für Angelegenheiten 
der Vertriebenen 


Der Bundestag wolle beschließen : 

1. Beim Ordentlichen Haushalt - Einmalige Ausgaben Kapitel 
Eil- wird ein neuer Titel 7 unter der Aufschrift ausgebracht : 

Beihilfen an verdrängte Beamte und Wehrmacht Versorgungs- 
empfänger in besonderen Härtefällen 

DM 1000000.—; 

2. folgende Entschließung anzunehmen: 

Die wirtschaftliche Not der verdrängten und vertriebenen 
Pensionäre und der noch nicht wie derv er wendeten ver- 
drängten und vertriebenen Beamten, Angestellten und Arbeiter 
des Reiches, der Länder, Gemeinden oder anderer öffentlich- 
rechtlicher Körperschaften und Anstalten sowie der Beamten 
aufgelöster Behörden im Bundesgebiet erfordert eine sofortige 
Regelung der Rechtsansprüche dieses Personenkreises. 
Die Bundesregierung wird daher ersucht, unverzüglich fol- 
gende Maßnahmen zu treffen, damit endlich die berechtigten 
Ansprüche der im Artikel 131 des Grundgesetzes gena nn ten 
Personen befriedigt werden und den Betroffenen ein lebens- 
notwendiges Einkommen gesichert wird: 

I. Vorläufige Maßnahmen 

a) Bis zum Inkrafttreten eines Bundesgesetzes gemäß Artikel 
131 des Grundgesetzes wolle die Bundesregierung die 
Länder veranlassen, die Zahlungen an den genannten 
Personenkreis in der bisherigen Höhe auf Rechnung des 
Bundes weiter zu leisten. 
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b) Die Bundesregierung wolle die Regierungen der Länder 
ermächtigen, in besonders dringlich gelagerten Fällen 
(Härtefällen), kurzfristige Zuwendungen an vertriebene 
oder verdrängte Pensionäre oder an noch nicht wieder 
verwendete Beamte zu Lasten des Bundes vorzunehmen. 

II. Endgültige Regelung 

Die Bundesregierung wolle unverzüglich das im Artikel 131 
des Grundgesetzes vorgesehene Gesetz einbringen, das die 
Rechtsansprüche der verdrängten und vertriebenen Pensionäre 
und der noch nicht wieder verwendeten Beamten, Angestellten 
und Arbeiter im Dienste des Reiches, eines Landes, einer Ge- 
meinde oder eines Gemeindeverbandes sowie einer anderen 
öffentlich-rechtlichen Körperschaft oder Anstalt regelt. 

Bei diesem Gesetzentwurf sollte die Bundesregierung von 
folgenden Grundsätzen ausgehen: 

a) Den vertriebenen oder verdrängten Pensionären und den 
noch nicht wieder verwendeten Beamten, Angestellten 
und Arbeitern des ehemaligen 'Reiches usw. sind im 
Rahmen der finanziellen Möglichkeiten des Bundes und 
nach einheitlichen Grundsätzen Versorgungs bezöge zu 
gewähren. Diese haben in gerechtem Verhältnis zu den 
Bezügen der einheimischen Beamten, Angestellten und 
Arbeiter des ehemaligen Reiches usw. zu stehen. 

b) Noch dienstfähige Beamte usw. sind tunlichst beschleu- 
nigt zur Dienstleistung heranzuziehen, wobei durch den 
Bund eine angemessene und verpflichtende Aufteilung auf 
Bund, Länder und Gemeinden unter Berücksichtigung 
bereits vorgenommener Wiedereinstellungen von vertrie- 
benen und verdrängten Beamten vorzunehmen wäre. Bei 
einer anderen Wiederverwendung als beim Bund wäre 
zwecks Erleichterung der Unterbringung, insbesondere 
der älteren Beamten, die Verteilung der Versorgungslast 
zwischen Bund und dem neuen Dienstherrn zu regeln. 

c) Bis zur Regelung der Unterbringung der noch dienstfä- 
higen Beamten usw. und bis zur Regelung' der Versor- 
gung der bereits pensionierten und dienstunfähigen Beam- 
ten ist an die Gewährung angemessener Ubergangsbezüge 
zu denken. 

d) Bei der Gewährung von Pensionen an pensionierte und 
dienstunfähige Beamte (bezw. bei Gewährung von Uber- 
gangsbezügen bis zur endgültigen Regelung) und bei der 
Gewährung von Übergangsbezügen bis zur Wiederver- 
wendung von noch dienstfähigen Beamten können deren 
Einkünfte aus selbständiger oder nichtselbständiger Arbeit, 
insbesondere aus Beschäftigungen, deren Fortsetzung mit 
Rücksicht auf die sozialen und wirtschaftlichen Gesamt- 
verhältnisse der Betroffenen zumutbar erscheint, ange- 
rechnet werden. 



e) Beförderungen nach 1933, insbesondere in den Kriegs- 
jahren, sind grundsätzlich nur dann zu berücksichtigen, 
wenn sie unter Zugrundelegung eines strengen Maßstabs 
sachlich als berechtigt erscheinen. 

f) Berufsmäßige Angehörige der ehemaligen Wehrmacht und 
deren Hinterbliebene sind den versorgungsberechtigten 
öffentlichen Bediensteten gleichzustellen. 


Bonn, den 23. März 1950 


Dr. Mühlenfeld Dr. von Campe 

Farke und Fraktion 



